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Zum Beispiel Stahl — Strukturpolitik 
bleibt Problem Nummer Eins

A ls unlängst der Chef des größten deutsdien Stahlkonzerns, Hans-Günther Sohl 
von der August-Thyssen-Hütte, in einer Pressekonferenz ankündigte, die 

deutsche Stahlindustrie werde auswandern, wenn es nicht gelänge, sie mit billi­
gerer Kohle zu versorgen, da war das eine wirtschaftspolitische Sensation ersten 
Ranges. Denn so, wie die Äußerung Sohls kolportiert wurde, erschien sie als eine 
selten dagewesene Kritik an der Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, speziell 
an den restriktiven Einfuhrpraktiken gegen amerikanische Kohle, die im Ruhr­
gebiet — immerhin am Erzeugungsort deutscher Kohle — zollfrei um 10 bis 14 DM 
je Tonne billiger angeboten werden kann als das heimisdie schwarze Gold. 
Schließlidi hatte Sohl mit seiner Äußerung nidit mehr und nicht weniger gesagt, 
als daß die deutsdie Wirtsdiaftspolitik in einem ganz entsdieidenden Bereich 
versagt hat. Sie hat es nicht fertiggebracht, einem für die deutsche Exportwirt­
schaft bedeutenden Industriezweig die notwendigen Produktionsfaktoren zum 
internationalen Wettbewerbspreis zu beschaffen. Im Gegenteil, durdi ihre kohle- 
freundlidie Politik hat sie den für die Stahlindustrie nun einmal unerläßlichen 
Koks auf ein Preisniveau hinaufgesdileust, das die ohnehin in Bedrängnis gera­
tene Stahlindustrie vor die ernsthaftesten Probleme stellte. Sohls Fanal war im 
übrigen nicht die erste kritisdie Äußerung aus den Kreisen der Zwangsabnehmer 
deutscher Kohle. Kurz zuvor hatte bereits der Hoesdi-Hüttenunion-Konzern seine 
Absicht bekanntgegeben, zugunsten der holländisdien Hoogovens-Gruppe auf 
eine Ausweitung seiner Stahlkapazität in der Bundesrepublik zu verziditen, um 
auf diese Weise in den Vorteil der in Holland bislang nodi zollfreien amerikani­
schen Kohle zu kommen.

Wenn auch manchem die von Sohl angekündigten Konsequenzen als Defätismus, 
wenn nicht gar als Symptom einer weit sdilimmeren Geisteshaltung erscheinen 
mochten — zu verstehen sind sie vom rein wirtschaftlidien Standpunkt sicherlidi. 
Wenn einer auf den Weltmarkt angewiesenen Industrie die Produktionsbedin­
gungen an ihrem traditionellen Standort verdorben werden, ist es nur logisdi, daß 
sie danach trachtet, den Standort zu wechseln. Daß ein solcher Wechsel Konse­
quenzen hat, die weit über den Unternehmensbereidi hinausreichen, ist selbst- 
verständlidi. Hierauf hat auch Sohl in seiner Erklärung nadidrüdclich hinge­
wiesen: auf den edntretenden Beschäftigungsausfall in der Bundesrepublik und 
vor allem auf den Steuerausfall. Wäre der Besdiäftigungsverlust bei der gegen­
wärtigen Arbeitsmarktlage nodi relativ leicht hinzunehmen, so konnte man im 
Ansdiluß an die Erklärung etwa hören, sei das beim Ausfall von Steuern keines­
wegs mehr möglich. Wäre die Beschwörung solcher Konsequenzen in der Presse 
ein Indiz für die Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens in der Wirklichkeit, müßte 
sidi zumindest der Bundesfinanzminister wegen Sohls Drohung graue Haare

WIRTSCHAFTSDIENST 1966/V 241



wachsen lassen. Allerdings spricht einiges dafür, 
daß er das sicherlich nicht deswegen zu fürchten 
braucht. Denn ein Steuerausfall ist tatsächlich nur 
für den Fall zu erwarten, daß Deutsdilands Stahl­
industrie geschlossen und auf einmal auswandert. 
Daran denkt allerdings niemand. Die viel wahr­
scheinlichere Form des Auswanderns ist — wenn 
überhaupt — der Verzidit auf weitere Investitio­
nen zugunsten ausländiscäier Partner.

Wie dem audi sei — bei der gegenwärtigen Si­
tuation gibt es für die Wirtschaftspolitik minde­
stens zwei Alternativen, den Auszug deutsdier 
Stahlwerke zu verhindern: Erstens könnte auf die 
restriktive Einfuhrpolitik gegenüber amerikani­
scher Kohle verzichtet werden. (Dies würde zwar 
die schon seit langem währende Stahlkrise nicht 
beseitigen, vor allem nicht im Hinblick auf den 
freiwilligen Expansionsstopp, den sich die Mon- 
tanunlon-Länder auferlegt haben, der aber von 
unseren Partnerländern nicht befolgt worden ist.) 
Die Belieferung der deutschen Stahlwerke mit 
billiger amerikanisciier Kohle hätte aber zumin­
dest den Vorteil, daß die Stahlindustrie interna­
tional vergleidibare Einstandspreise für den Roh­
stoff Kohle zu zahlen hätte. Zum anderen würde 
durch diese Lösung ein Druck auf die immer w ie­
der verschleppte Bereinigung des deutschen Ener­
gieproblems ausgeübt. So bitter eine Forcierung 
des Strukturwandels an Rhein und Ruhr für die 
beteiligten Zechen und ihre Belegschaft auch wäre, 
so unumstritten notwendig ist sie. Ein von der 
Stahlindustrie ausgehender Impuls zur Beschleu­
nigung könnte daher im Grunde langfristig nur 
positive Effekte haben. Daß der Wohlstand in der 
heutigen Zeit nur durch technischen Fortschritt 
erhalten und vermehrt werden kann, wird wohl 
von keinem ernsthaft bestritten. Und daß techni­
scher Fortschritt stets mit Strukturwandlungen 
verbunden ist, ebenfalls nicht. Daß man sich trotz 
der Erkenntnis dieses Zusammenhangs in con­
creto dem technischen Fortschritt immer wieder 
entgegenstellt, ist zwar in sektoraler Betrach­
tungsweise verständlich, aber gesamtwirtschaft­
lich ein teurer Luxus, den man sich auf die Dauer 
nicht leisten kann.

So gesehen, erscheint die zweite Alternative denn 
auch von vornherein nur als eine Notlösung — 
eine Notlösung allerdings, die — wie ebenfalls in 
Sohls Rede angeklungen — aller Voraussicht nach 
die meisten Chancen hat, verwirklicht zu werden. 
Diese Lösung lautet: Verbilligung der deutschen 
Kohle auf das Preisniveau der amerikanischen 
durch „Anpassungshilfen". Gewiß, auf diese 
Weise wäre der deutschen Stahlindustrie zunächst 
geholfen. Sie könnte zu denselben Kokspreisen 
produzieren, die ihr entstünden, falls die erste 
Alternative verwirklicht würde. Diese Hilfe ist 
aber nur eine Schein-Hilfe. Denn langfristig ist 
mit einer weiteren Subventionierung der Kohle 
nichts, aber auch gar nichts erreicht. Bedenkt man.

daß die bisherige Stützung der Kohle durch 
direkte Zahlungen und Importschutz genau die 
Situation geschaffen hat, die die deutschen Stahl­
industriellen jetzt zur Androhung des Auswan­
derns gebracht hat, so ist schlechterdings unver­
ständlich, warum nun eine weitere und stärkere 
Subventionierung plötzlich den umgekehrten 
Effekt haben soll. Und noch unverständlicher ist, 
warum man — was ebenfalls in der Diskussion 
ist — statt in einer Subventionierung der Kohle 
in der Subventionierung der Stahlindustrie, d. h. 
also des K o n s u m e n t e n ,  das Heil erblicken 
will. Eine weitere Subventionierung der deut­
schen Kohleförderung bzw. eine Ausweitung 
der Stützungsmaßnahmen auf die Stahlindustrie 
müßte ja finanziert werden. Und finanziert wer­
den kann sie nur über den Steuerzahler. Und 
Steuerzahler sind alle. Nicht zuletzt die Stahl­
industrie. Wenn auch im Falle der Stahlindustrie 
die Steuermehrbelastung geringer wäre als die 
Entlastung, die durch den Bezug billiger Kohle 
einträte, so könnte das Mehr an Steuern bei an­
deren Industrien zu ähnlichem Kostendruck füh­
ren wie im Falle der Hüttenwerke. Und wer ga­
rantiert, daß dann nicht andere — durch Subven- 
tionsfinanzierung ohnehin stark belastete — In­
dustrien zu ähnlichen Überlegungen Anlaß geben, 
wie sie bislang nur im Stahlbereich geäußert 
wurden?

Eine volkswirtschaftliche Verfälschung der Ko­
stenrelationen, die mit jeder Subventionierung 
einhergeht, läßt sich allenfalls in einer abge­
schlossenen Volkswirtschaft — wenn auch auf 
Kosten des Wohlstands — ertragen. In einer 
Volkswirtschaft, die vom Export lebt, ja in man­
chen Industrien mehr >als 50 ®/o ihrer Produktion 
exportiert, ist sie hingegen ein Unding und kann 
langfristig nur zum exportwirtschaftlichen — 
sprich hier: gesamtwirtschaftlichen — Selbstmord 
führen.

Angesichts dieser Überlegungen kann die Konse­
quenz nur sein: entweder Öffnung der Grenzen 
für amerikanische Importkohle oder Öffnung der 
Grenzen für den Auszug der deutschen Stahl­
industrie. In beiden Fällen wäre indessen das 
Problem des Strukturwandels in der Wirtschaft 
beileibe nicht gelöst.

Eine Bereinigung im Kohlebereich — und nicht 
nur dort — wäre selbst dann noch notwendig. Ja 
mehr: Sie wäre dann notwendiger denn je. Und 
wie so häufig bei der Zuspitzung eines Problems 
der Schlüssel zu seiner Lösung nicht mehr allzu­
fern liegt, könnte auch in diesem Fall von dem 
Exodus deutscher Stahlwerke oder dem Kontin­
gentsabbau für amerikanische Kohle ein heilsa­
mer Zwang auf die Lösung des Strukturproblems 
ausgehen. Langfristig hilft hier, wie in anderen 
ähnlich gelagerten Fällen, nur die Beseitigung des 
Übels an seiner Wurzel, nicht aber das Kurieren 
an Symptomen. H e llm u t H a rtm an n
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